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I. Einleitung 

Mit diesem Beitrag wird die Berichterstat-
tung über die Arbeit des Menschenrechts-
ausschusses der Vereinten Nationen (nach-
folgend Ausschuss) im Jahre 2009 fortge-
setzt.1 Nachdem in dem ersten Teil des 
Berichts auf allgemeine Ereignisse aus dem 
Jahre 2009 und auf die in den Berichtszeit-
raum (95. bis 97. Sitzung) fallenden Staa-
tenberichtsverfahren eingegangen wurde, 
beschäftigt sich der vorliegende zweite Teil 
mit der Auswertung der von dem Aus-
schuss im Jahre 2009 entschiedenen Indivi-
dualbeschwerdeverfahren. Er schließt da-
mit an die Berichterstattung aus dem Jahre 
2008 an.2 

 

II.  Das Individualbeschwerdeverfahren 

Der auf Grundlage des Internationalen 
Paktes über bürgerliche und politische 

                                                      
1  Siehe Lutz Römer, Bericht über die Arbeit des 

Menschenrechtsausschusses der Vereinten Na-
tionen im Jahre 2009 – Teil I: Staatenberichte, in: 
MRM 2010, S. 55-70. 

2  Siehe Anne Foith, Bericht über die Arbeit des 
Menschenrechtsausschusses der Vereinten Na-
tionen im Jahre 2008 – Teil II, in: MRM 2009, S. 
215-232. 

Rechte (nachfolgend Zivilpakt)3 errichte 
Ausschuss entscheidet als Vertragsüberwa-
chungsorgan nach Maßgabe des Ersten 
Fakultativprotokolls zum Zivilpakt (nach-
folgend FP I)4 über Beschwerden von Ein-
zelpersonen (Individualbeschwerden). An-
ders als für das obligatorisch im Zivilpakt 
vorgesehene Staatenberichtsverfahren ge-
mäß Art. 40 Abs. 1 wird die Zuständigkeit 
des Ausschusses für die Prüfung und Ent-
gegennahme von Individualbeschwerden 
erst mit Ratifikation des FP I begründet. 
Demnach können Staaten sich für einen 
Beitritt zum Zivilpakt entscheiden, ohne 
gleichzeitig die Zuständigkeit des Aus-
schusses für die Prüfung von Individualbe-
schwerden anzuerkennen.  

Während das FP I die Zulässigkeitsvoraus-
setzungen für Individualbeschwerden ent-
hält, ist der Ablauf des Verfahrens in der 
Verfahrensordnung des Ausschusses 
(nachfolgend VerfO)5 geregelt. 

Hat eine Einzelperson schriftlich eine Be-
schwerde beim Ausschuss eingereicht, 
prüft dieser nach den Regeln 93 bis 98 der 
VerfO das Vorliegen der Zulässigkeitsvo-

                                                      
3  International Covenant on Civil and Political 

Rights vom 16. Dezember 1966, UNTS Bd. 999, 
S. 171; BGBl. 1973 II, S. 1534. Alle nachfolgend 
nicht ausdrücklich anders bezeichneten Artikel 
sind solche des Zivilpaktes. 

4  Optional Protocol to the International Covenant 
on Civil and Political Rights vom 16. Dezember 
1966, UNTS Bd. 999, S. 302; BGBl. 1992 II, S. 
1247. 

5  Rules of Procedure of the Human Rights Com-
mittee, UN-Dok. CCPR/C/3/Rev.8 vom 22. 
September 2005. 
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raussetzungen gemäß Artikel 1 bis 3 und 5 
FP I. 6 

Eine Individualbeschwerde zum Aus-
schuss ist nur dann zulässig, wenn der 
Staat, gegen den die Individualbeschwerde 
gerichtet ist, Partei des Zivilpaktes und des 
FP I ist. Darüber hinaus muss der Zivilpakt 
örtlich und zeitlich anwendbar sein. Au-
ßerdem muss der Beschwerdeführer partei-
fähig und beschwerdebefugt sein sowie die 
behauptete Verletzung des Paktes substan-
tiiert darlegen. Überdies muss der Be-
schwerdeführer einen Sachverhalt vortra-
gen, der in den Schutzbereich zumindest 
eines im Pakt gewährleisteten Rechtes fällt. 
Zudem darf kein Missbrauch des Be-
schwerderechts vorliegen und dieselbe 
Sache nicht durch ein anderes internationa-
les Organ geprüft werden. Schließlich muss 
der Beschwerdeführer den nationalen 
Rechtsweg im Vertragsstaat erfolglos er-
schöpft haben. 

Liegen die genannten Zulässigkeitsvoraus-
setzungen nicht vor, ergeht eine Unzuläs-
sigkeitsentscheidung und das Verfahren ist 
abgeschlossen. Nur wenn der Ausschuss 
die Beschwerde für zulässig erachtet, prüft 
er die Beschwerde in der Sache unter Be-
rücksichtigung aller von der Partei behaup-
teten Rechtsverletzungen. Den materiellen 
Prüfungsmaßstab bilden die im Zivilpakt 
und dem Zweiten Fakultativprotokoll zur 
Abschaffung der Todesstrafe (nachfolgend 
FP II)7 niedergelegten Menschenrechte. 
Kommt der Ausschuss zu dem Ergebnis, 
dass eine Individualbeschwerde zulässig 
und begründet ist, teilt er dies gemäß Art. 5 
Abs. 4 FP I dem betroffenen Vertragsstaat 
und der betroffenen Einzelperson in einer 
Auffassung (views) mit. 

                                                      
6  Ausführlich zu den Zulässigkeitsvorausset-

zungen und zum Verfahrensablauf Bernhard 
Schäfer, Die Individualbeschwerde nach dem 
Fakultativprotokoll zum Zivilpakt. Ein Hand-
buch für die Praxis, 2. Aufl. 2007, S. 40ff. 

7  Second Optional Protocol to the International 
Covenant on Civil and Political Rights, aiming 
at the abolition of the death penalty vom 15. 
Dezember 1989, UNTS Bd. 1642, S. 414; BGBl. 
1992 II, S. 391. 

Weil das FP I eine entsprechende Regelung 
nicht enthält, kommt den Auffassungen 
des Ausschusses unmittelbar keine völker-
rechtliche Bindungswirkung zu. Gemäß 
Art. 2 Abs. 1 bis 3 sind die Vertragsstaaten 
jedoch vertraglich dazu verpflichtet, ver-
tragswidriges Verhalten zu unterlassen, die 
Paktrechte zu wahren und dem Opfer einer 
Menschenrechtsverletzung einen wirksa-
men Rechtsbehelf zu gewährleisten. Darü-
ber hinaus vertritt der für die Auslegung 
des Zivilpakts zuständige Ausschuss in 
seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 33 zu 
den Verpflichtungen der Vertragsstaaten 
des FP I8 die Ansicht, dass die Vertrags-
staaten in Bezug auf die Teilnahme am 
Beschwerdeverfahren nach dem FP I und 
in Bezug auf die Verpflichtungen aus dem 
Pakt zumindest nach Treu und Glauben 
zur Kooperation verpflichtet seien.9 

 

III. Statistische Angaben 

Seit dem Inkrafttreten des FP I im Jahre 
1976 wurden bis Ende Juli 2009 insgesamt 
1.888 Mitteilungen von Einzelpersonen 
beim Ausschuss eingereicht.10 Von diesen 
Beschwerden waren 83 der aktuell 113 Ver-
tragsstaaten, die das FP I ratifiziert haben, 
betroffen. In 681 Fällen hat der Ausschuss 
sich zur Sache geäußert und in 543 Fällen 
Verletzungen des Zivilpaktes festgestellt. 
533 Mitteilungen wurden als unzulässig 
abgewiesen. 264 Beschwerden wurden zu-
rückgezogen oder eingestellt. Über 410 
Beschwerden wurde bis Ende Juli 2009 
noch nicht entschieden. 

 

                                                      
8  General Comment Nr. 33 – The Obligations of 

State Parties under the Optional Protocol, UN-
Dok. CCPR/C/GC/33 vom 5. November 2008. 

9  Weitergehend vertritt z.B. Schäfer (Fn. 6), S. 21, 
die Ansicht, dass die Vertragsstaaten des FP I 
mittelbar zur Befolgung der Auffassungen des 
Ausschusses verpflichtet seien. 

10  Vgl. hierzu und zum Folgenden die Angaben in 
dem Bericht des Ausschusses an die General-
versammlung der Vereinten Nationen vom 10. 
November 2009, UN-Dok. A/64/40 (Vol. I),  
Kapitel V, A (S. 94). 
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IV. Zulässigkeitsfragen 

1. Beschwerdebefugnis / Opfereigenschaft 

Art. 96 lit. b VerfO sieht vor, dass eine Be-
schwerde grundsätzlich nur von dem Be-
troffenen selbst oder von dessen Vertreter 
eingereicht werden darf. Eine Ausnahme 
davon besteht dann, wenn der Betroffene 
zur Einreichung einer Mitteilung nicht in 
der Lage ist. Die Vertretung des vermeint-
lichen Opfers einer Menschenrechtsverlet-
zung ist nur wirksam, wenn der Bevoll-
mächtigte dem Ausschuss die Vertretungs-
befugnis nachweist, wozu in der Regel die 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht oder 
eines anderen schriftlichen Nachweises 
erforderlich ist.11 

In dem Fall Isaev und Karimov ./. Usbekis-
tan12 konnte die Verfasserin der Beschwer-
de eine wirksame schriftliche Bevollmäch-
tigung zur Geltendmachung einer Verlet-
zung des Zivilpaktes nur bezüglich ihres 
Sohnes, Herrn Isaev, nicht jedoch bezüglich 
dessen Bekannten, Herrn Karimov, vorle-
gen. Aus diesem Grund wurde die Be-
schwerde insoweit als unzulässig abgewie-
sen.13 

In der Beschwerde Vojnović ./. Kroatien14 
entschied der Ausschuss, dass ein Vater die 
Rechte des Sohnes nur dann geltend ma-
chen kann, wenn er dazu ermächtigt wur-
de.15 

In Bezug auf das “standing as a victim“ 
hatte der Ausschuss über die Beschwerde  
Bagishbekov ./. Kirgistan16 zu entscheiden. 
Der Beschwerdeführer begehrte von dem 
kirgisischen Justizministerium den Erhalt 
von Informationen darüber, ob und wie 
viele Todesurteile in dem Zeitraum seit 

                                                      
11  Vgl. Schäfer (Fn. 6), S. 64ff. (S. 65). 

12  Auffassung vom 20. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1163/2003. 

13  Ebd., Nr. 8.3. 

14  Auffassung vom 30. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1510/2006. 

15  Ebd., Nr. 7.4. 

16  Entscheidung vom 30. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1877/2009. 

dem Inkrafttreten einer die Todesstrafe 
verbietenden Verfassungsänderung am 9. 
November 2006 bis zum 30. März 2007 in 
Kirgistan verhängt worden waren. Nach-
dem sich das Ministerium weigerte, Herrn 
Bagishbekov die gewünschten Informatio-
nen zukommen zu lassen, erhob dieser 
innerstaatliche Klage. Das Ministerium 
wurde daraufhin gerichtlich dazu ver-
pflichtet, Herrn Bagishbekov die Zahlen der 
im letzten Quartal des Jahres 2006 und der 
im ersten Quartal des Jahres 2007 verhäng-
ten Todesstrafen mitzuteilen. Herr 
Bagishbekov begründete die Beschwerde vor 
dem Ausschuss unter Berufung auf Verlet-
zungen von Art. 2 Abs. 3 und 19 Abs. 2 lit. 
a damit, dass die Informationen, die er er-
halten hat, nicht seinem ursprünglichen 
Antrag entsprächen. Weil der Beschwerde-
führer nur ein allgemeines Interesse an den 
Statistiken, aber keine persönliche Betrof-
fenheit geltend machen konnte, verwarf 
der Ausschuss die Beschwerde als unzuläs-
sige actio popularis.17 

 

2. Zuständigkeit ratione temporis 

In der Beschwerde Cifuentes Elgueta ./. Chi-
le18 behauptete die Beschwerdeführerin, 
dass ihr Sohn im Februar 1981 Opfer des 
„Verschwindenlassens“ geworden sei. 
Zwar war Chile zu diesem Zeitpunkt be-
reits Vertragsstaat des Zivilpaktes. Weil 
das FP I jedoch erst am 28. August 1992 für 
Chile in Kraft getreten war und der Ver-
tragsstaat bei der Ratifikation des FP I die 
Erklärung abgegeben hat, dass er die Zu-
ständigkeit des Ausschusses für die Prü-
fung von Mitteilungen in zeitlicher Hin-
sicht nur für Ereignisse anerkennt, die sich 
nach dem 11. März 1990 ereignet haben, 
wies die Mehrheit des Ausschusses entge-
gen abweichender Ansichten einiger Aus-

                                                      
17  Ebd., Nr. 4.2. 

18  Entscheidung vom 28. Juli 2009, UN-Dok. 
A/64/40, Vol. II (2009), Annex VIII, J (S. 491-
503). 
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schussmitglieder19 die Beschwerde als un-
zulässig ab.20 

 

3. Unsubstantiiertheit der Beschwerde 

Gemäß Art. 1 S. 1 und 2 FP I muss der Be-
schwerdeführer behaupten, in einem seiner 
im Pakt niedergelegten Rechte verletzt zu 
sein. Der Beschwerdeführer muss die Be-
hauptung der Rechtsverletzung begründen 
und Beweise an den Ausschuss herantra-
gen, die seine Behauptungen belegen. Die 
von dem Beschwerdeführer gemachten 
Angaben müssen zumindest prima facie 
eine Verletzung wenigstens eines 
Paktrechts erkennen lassen. Ist dies nicht 
der Fall, weist der Ausschuss die Be-
schwerde im Einklang mit Regel 96 lit. b S. 
1 VerfO ab.  

Der Beschwerde Sattorov ./. Tadschikistan21 
lag nach Angaben der Beschwerdeführerin 
folgender Sachverhalt zugrunde: Der Sohn 
der Beschwerdeführerin sei wegen des 
Verdachts, als Bandenmitglied in den Jah-
ren 1997 und 1998 an insgesamt drei Raub-
überfällen beteiligt gewesen zu sein, ohne 
Vorlage eines Haftbefehls am 11. März 
2002 zunächst für vier Wochen auf dem 
Gelände des Innenministeriums in Ge-
wahrsam genommen worden, ohne dass 
gegen ihn Anklage unter Nennung der 
Beschuldigungen erhoben wurde. Erst 
nach dem Transfer in eine besondere Ein-
richtung der Untersuchungshaft sei förm-
lich Anklage erhoben worden. Während 
der dortigen Haftzeit sei er unter Anwen-
dung von Folter zur Ablegung von 
Schuldgeständnissen gezwungen worden, 
die in einem späteren, letztinstanzlich be-
stätigten, Strafverfahren zur Grundlage der 

                                                      
19  Abweichende Auffassung der Ausschussmit-

glieder Christine Chanet, Rajsoomer Lallah sowie 
Zonke Majodina, UN-Dok. A/64/40, Vol. II 
(2009), Annex VIII, J (S. 496f.), und abweichende 
Auffassung der Ausschussmitglieder Helen Kel-
ler und Fabián Salvioli, UN-Dok. A/64/40, Vol. 
II (2009), Annex VIII, J (S. 498ff.).   

20  Fn. 18, Nr. 8.5. 

21  Auffassung vom 30. März 2009, UN-Dok. 
A/64/40, Vol. II (2009), Annex VII, E (S. 34-40). 

Verurteilung zum Tode gemacht worden 
seien. Die Beschwerdeführerin rügt eine 
Verletzungen von Art. 6 (Recht auf Leben), 
Art. 7 (Verbot der Folter), Art. 9 (Recht auf 
Freiheit und Sicherheit der Person), Art. 10 
(Recht auf würdevolle Behandlung wäh-
rend der Freiheitsentziehung), sowie Art. 
14 Abs. 1 (Recht auf ein faires Verfahren) 
und Art. 14 Abs. 3 lit g (Nemo-tenetur-
Grundsatz). Aufgrund nicht ausreichender 
Beweise für eine mögliche Verletzung von 
Art. 9 wurde die Beschwerde vom Aus-
schuss diesbezüglich verworfen; die Ver-
treter Tadschikistans konnten darlegen, 
dass der Sohn der Beschwerdeführerin am 
12. März 2002 in Haft genommen wurde 
und dass er einen Tag später unter Angabe 
der gegen ihn erhobenen Vorwürfe in 
Untersuchungshaft überstellt worden 
war.22 

Weitere Beschwerden wurden (teilweise) 
deshalb abgewiesen, weil die Beschwerde-
führer in bestimmten Punkten eine Verlet-
zung von zumindest einem Paktrecht nicht 
substantiiert darlegen konnten.23 

Unter dem Gesichtspunkt der unzurei-
chenden Substantiierung von Beschwerden 
hielt der Ausschuss im Einklang mit seiner 
ständigen Spruchpraxis auch einige Fälle 
soweit für unzulässig, als die Bewertung 
von Tatsachen und Beweismitteln durch 
die nationalen Gerichte gerügt wurde. Der 
Ausschuss sieht seine Zuständigkeit für die 
Prüfung derartiger Beschwerden nur dann 
gegeben, wenn die nationalen Gerichte 
offensichtlich willkürlich gehandelt haben 

                                                      
22  Ebd., Nr. 7.3. 

23  Z.B. Garcia Perea ./. Spanien, Entscheidung vom 
27. März 2009, UN-Dok. CCPR/95/D/1511/ 
2006; Dunaev ./. Tadschikistan, Auffassung vom 
30. März 2009, UN-Dok. CCPR/C/95/D/1195/ 
2003; A.K. und A.R. ./. Usbekistan, Auffassung 
vom 31. März 2009, UN-Dok. CCPR/C/95/D/ 
1233/2003, Reshnitkov ./. Russland, Auffassung 
vom 23. März 2009, UN-Dok. CCPR/C/95/D/ 
1278/2004, Boyer ./. Kanada, Entscheidung vom 
27. März 2009, UN-Dok. CCPR/C/95/D/1774/ 
2008 und S.A. ./. Tadschikistan, Entscheidung 
vom 23. Oktober 2009, UN-Dok. CCPR/C/97/ 
D/1240/2004. 
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oder ein Fall der Rechtsverweigerung vor-
liegt.24 

 

4. Zuständigkeit ratione materiae 

Der Ausschuss ist nur zuständig für die 
Prüfung von Mitteilungen von Einzelper-
sonen, wenn der von diesen vorgetragene 
Lebenssachverhalt in den Schutzbereich 
eines der im Pakt beziehungsweise im FP II 
gewährleisteten Rechte fällt, vgl.  Art. 1 S. 1 
und Art. 2 FP I.  

Im Berichtszeitraum wurden im Hinblick 
auf diese Zulässigkeitsvoraussetzung eini-
ge Beschwerden für unzulässig erachtet: in 
den Fällen Cride ./. Kanada25 und Sroub ./. 
Tschechien26 beriefen sich die Beschwerde-
führer auf eine Verletzung des im Zivilpakt 
nicht garantierten Rechts auf Eigentum. In 
der Beschwerde Tarlue ./. Kanada27 war der 
Ausschuss der Ansicht, dass ein Abschie-
bungsverfahren keine „strafrechtliche An-
klage“ im Sinne von Art. 14 Abs. 1 S. 1 dar-
stellt. Schließlich befand der Ausschuss in 
dem Fall Weerawansa ./. Sri Lanka28, dass der 
Zivilpakt kein Recht kennt, das einer Ein-
zelperson einen Anspruch auf ein Ge-
richtsverfahren vor einer Jury gibt. 

 

                                                      
24  Cridge ./. Kanada, Entscheidung vom 27. März 

2009, UN-Dok. CCPR/95/D/1529/2006, Tarlue 
./. Kanada, Entscheidung vom 27. März 2009, 
UN-Dok. CCPR/C/95/D/1551/2007, Podolnova 
./. Russland, Entscheidung vom 28. Juli 2009, 
UN-Dok. CCPR/C/96/D/1309/2004 und Ge-
rashchenko ./. Weissrussland, Entscheidung vom 
23. Oktober 2009, UN-Dok. CCPR/C/97/ 
D/1537/2006. 

25  Fn. 24, Nr. 6.3. 

26  Entscheidung vom 27. Oktober 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/97/D/1573/2007, Nr. 8.4. In dieser 
Beschwerde entschied der Ausschuss zudem, 
dass sich ein Beschwerdeführer nicht auf eine 
Verletzung von Art. 47, sondern nur auf die in 
Teil III des Paktes (Art. 6 - Art. 27) gewährleiste-
ten Rechte berufen kann, vgl. Nr. 8.6. 

27  Fn. 24, Nr. 7.8. 

28  Auffassung vom 17. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1406/2005, Nr. 6.4. 

5. Missbrauch des Beschwerderechts 

Der Ausschuss erklärt eine Mitteilung für 
unzulässig, die er für einen Missbrauch des 
Beschwerderechts hält, Art. 3 FP I. Weil 
weder der Zivilpakt noch das FP I eine Be-
schwerdefrist enthalten, nimmt der Aus-
schuss einen Fall des Missbrauchs des Be-
schwerderechts an, wenn der Beschwerde-
führer vor Einreichung der Beschwerde 
beim Ausschuss einen längeren Zeitraum 
seit der Erschöpfung des innerstaatlichen 
Rechtswegs hat verstreichen lassen, ob-
wohl ihm die Einreichung der Beschwerde 
möglich war. Allein der Zeitraum reicht für 
sich genommen jedoch noch nicht aus, um 
einen Missbrauch des Beschwerderechts zu 
begründen. Hinzukommen muss, dass der 
Beschwerdeführer keine vernünftigen 
Gründe für das späte Erheben der Indivi-
dualbeschwerde vorbringen kann. 

In dem Verfahren Persan ./. Tschechien29 
reichte der Beschwerdeführer erst sieben 
Jahre nach Erschöpfung des innerstaatli-
chen Rechtswegs (über fünf Jahre nachdem 
der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte seine Klage als unzulässig ab-
gewiesen hatte) Beschwerde beim Aus-
schuss ein. Nach Auffassung der Aus-
schussmehrheit konnte der Beschwerde-
führer aber Gründe glaubhaft machen, die 
einen Missbrauch des Beschwerderechts 
ausschließen.30 Ebenso entschied der Aus-
schuss in dem Fall Slezàk ./. Tschechien31 , in 
dem der Beschwerdeführer die Mitteilung 
erst fast 6 ½ Jahre nach Erschöpfung des 
innerstaatlichen Rechtswegs eingereicht 
hatte.32 

                                                      
29  Auffassung vom 24. März 2009, UN-Dok. 

CCPR/C/95/D/1479/2006. 

30  Ebd., Nr. 6.3. Anderer Ansicht war das Aus-
schussmitglied Abdelfattah Amor, dessen abwei-
chender Meinung sich die Ausschussmitglieder 
Ahmed Amin Fathalla und Bouzid Lazhari an-
schlossen, vgl.  

 UN-Dok. CCPR/C/95/D/1479/2006, Appen-
dix. 

31  Auffassung vom 20. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1574/2007. 

32  Ebd., Nr. 6.3. 
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Anders entschied der Ausschuss in dem 
Fall Kudrna ./. Tschechien33. Die Tatsache, 
dass die Beschwerdeführerin mit der Erhe-
bung der Beschwerde seit der Erschöpfung 
des innerstaatlichen Rechtswegs über sie-
ben Jahre gewartet hatte und dass sie das 
Untätigbleiben während dieses Zeitraums 
nicht vernünftig erklären konnte, begrün-
det seiner Auffassung nach einen Miss-
brauch des Beschwerderechts.34 

Die dargestellten Fälle zeigen, wie einzel-
fallabhängig die Entscheidung über das 
Vorliegen eines Missbrauchsfalls in der 
Spruchpraxis des Ausschusses ist. 

 

6.  Kumulationsverbot 

Gemäß Art. 5 Abs. 2 lit. a FP I hat sich der 
Ausschuss im Rahmen der Zulässigkeits-
prüfung zu vergewissern, dass die einge-
reichte Mitteilung nicht bereits in einem 
anderen internationalen Untersuchungs- 
und Streitregelungsverfahren geprüft wird 
(“is not being examined”). 

In der Beschwerde Vojnović ./. Kroatien35 
hatte der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte eine vor Mitteilung an den 
Ausschuss erhobene Klage am 23. Novem-
ber 2005 für unzulässig erklärt. Kroatien 
hatte bei der Ratifikation des FP I einen 
Vorbehalt angebracht, wonach der Auss-
chuss “shall not have competence to con-
sider a communication from an individual 
if the same matter is being examined or has 
already been examined under another pro-
cedure of international investigation or 
settlement”. Aufgrund dieses Vorbehalts 
sind vor dem Ausschuss gegen Kroatien 
erhobene Beschwerden über den Wortlaut 
von Art. 5 Abs. 2 lit. a FP I hinaus grund-
sätzlich auch dann unzulässig, wenn das 
Verfahren bei einer anderen internationa-
len Instanz bereits abgeschlossen ist. Da-
von ist jedoch nach Ansicht des Ausschus-
ses in Auslegung des Merkmals „examine“ 
                                                      
33  Entscheidung vom 21. Juli 2009, UN-Dok. 

CCPR/C/96/D/1582/2007. 

34  Ebd., Nr. 6.3. 

35  Fn. 14. 

eine Ausnahme zu machen, wenn die an-
dere Instanz – im vorliegenden Fall der 
Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte – die Beschwerde aus prozessualen 
Gründen abgewiesen hat, ohne sich inhalt-
lich mit der Sache zu befassen.36 

In Poma ./. Peru37 erklärte der Ausschuss 
eine Beschwerde für zulässig, obwohl ein 
Parallelverfahren nach Resolution 1503 des 
Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten 
Nationen38 vor der Menschenrechtskom-
mission (seit Juni 2006 Menschenrechtsrat) 
betrieben wurde. Begründet wurde dies 
damit, dass sich das 1503-Verfahren grund-
sätzlich von dem Verfahren nach dem FP I 
unterscheide, insbesondere münde das 
Verfahren vor der Menschenrechtskom-
mission/dem Menschenrechtsrat nicht in 
eine Entscheidung über die Feststellung 
des (Nicht-)Vorliegens einer Verletzung 
von Menschenrechten.39 

 

7. Rechtswegerschöpfung 

Schließlich muss ein Beschwerdeführer 
gemäß Art. 2 und 5 Abs. 2 lit. b FP I erfolg-
los den innerstaatlichen Rechtsweg er-
schöpft haben, damit der Fall inhaltlich 
geprüft wird. Von diesem Erfordernis sind 
sämtliche verfügbare und wirksame, auch 
nichtgerichtliche, Rechtsbehelfe von der 
ersten bis zur letzten innerstaatlich verfüg-
baren Instanz erfasst. In den einzelnen in-
nerstaatlichen Verfahren muss der Be-
schwerdeführer äußerste Sorgfalt bezüglich 
der Einhaltung der geltenden Prozessvor-
schriften anwenden;  das Verfahren betref-
fende Versäumnisse gehen  grundsätzlich 
zu seinen Lasten. Überdies muss eine Ver-
letzung des materiellen Gehalts eines im 
Zivilpakt gewährleisteten Rechtes zumin-
dest der Sache nach während des inner-

                                                      
36  Ebd., Nr. 7.2. 

37  Auffassung vom 27. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1457/2006. 

38  UN-Dok. E/Res/1503 (XLVIII) vom 27. Mai 
1970. 

39  Fn. 37, Nr. 6.2. 
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staatlichen Verfahrens geltend gemacht 
worden sein. 

In Salikh ./. Usbekistan40 wurde der Be-
schwerdeführer am 17. November 2000 
wegen der angeblichen Beteiligung an ter-
roristischen Handlungen (Hervorrufen 
einer Bombenexplosion) im Februar 1999 in 
absentia zu 15½ Jahren Haft verurteilt. Nach 
Angaben des Beschwerdeführers, der poli-
tisches Asyl in Norwegen genießt, handele 
es sich um eine politisch motivierte Verur-
teilung wegen seines Antritts als Kandidat 
bei den nationalen Präsidentschaftswahlen 
in Usbekistan im Jahre 1991. Die Anwältin 
des Beschwerdeführers hat wiederholt er-
folglos versucht, Zugang zu der Anklage-
schrift und dem Urteil zu erhalten, um auf 
deren Grundlage Rechtsmittel gegen die 
Verurteilung ergreifen zu können, ist je-
doch stets von den nationalen Behörden 
zurückgewiesen worden. Der Ausschuss 
bestätigte seine ständige Spruchpraxis und 
erklärte die Beschwerde für zulässig, da 
nur solche Rechtsbehelfe ergriffen werden 
müssten, die “reasonable prospect of 
success” bieten.41 

In dem Verfahren Garcia Perea ./. Spanien42 
rügten die Beschwerdeführer eine Verlet-
zung des Rechts auf Privatleben gemäß 
Art. 17. Dieses sei verletzt, weil bei der 
Abwicklung des Nachlasses der wahre 
Wille des Erblassers zu Ungunsten der Be-
schwerdeführer nicht gewahrt worden sei. 
Obwohl die Urheber der Beschwerde den 
Instanzenzug erfolglos erschöpft hatten, 
wies der Ausschuss die Beschwerde ab. 
Begründet wurde dies damit, dass die Be-
schwerdeführer Informationen nicht vorge-
legt haben, die die Unwirksamkeit der er-
griffenen Rechtsmittel belegen.43 

Der Ausschuss bestätigte in der Sache Kly 
./. Kanada44 seine ständige Spruchpraxis, 
                                                      
40  Auffassung vom 30. März 2009, UN-Dok. 

CCPR/C/95/D/1382/2005. 

41  Ebd., Nr. 6.3. 

42  Fn. 23. 

43  Fn. 23, Nr. 6.2.  

44  Entscheidung vom 27. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1576/2007. 

wonach zur Erschöpfung des innerstaatli-
chen Rechtsweg auch die Einhaltung von 
Rechtsbehelfsfristen gehört.45 

Die Beschwerde Aster ./. Tschechien46 wurde 
als unzulässig abgewiesen, weil der Be-
schwerdeführer sein Begehren nach erfolg-
losem Abschluss des erstinstanzlichen Ver-
fahrens innerstaatlich nicht weiter verfolg-
te, obwohl dazu die Möglichkeit bestand.47 

In der Sache Gunaratna ./. Sri Lanka48 be-
hauptete der Beschwerdeführer, von Poli-
zeikräften vom 21. Juni 2000 an über einen 
Zeitraum von 21 Tagen willkürlich festge-
halten und gefoltert worden zu sein. Am 
18. September 2000 erhob der Beschwerde-
führer Klage vor dem Obersten Gerichtshof 
Sri Lankas und zwar mit dem Begehren, 
festzustellen, dass die Behandlung durch 
die Polizeibeamten ihn in verfassungsmä-
ßigen Rechten verletzt. Herr Gunaratna  
wurde fortan bedroht und dazu aufgefor-
dert, die erhobene Klage zurückzunehmen. 
Am 1. August 2005 reichte der Beschwer-
deführer Mitteilung beim Ausschuss ein. 
Vor der Entscheidung des Ausschusses 
über die Beschwerde stellte der srilanki-
sche Oberste Gerichtshof am 16. November 
2006 fest, dass der Beschwerdeführer in 
seinen Rechten aus der srilankischen Ver-
fassung (illegale Festnahme, illegale Inhaf-
tierung und Folter) verletzt ist. Im Jahre 
2007 wurde entschieden, Strafermittlungen 
gegen die in dem Urteil des Obersten Ge-
richtshofs genannten Polizeibeamten ein-
zuleiten. Weil auch acht Jahre nach der 
illegalen Inhaftierung des Beschwerdefüh-
rers noch keine Ermittlungen gegen die 
Polizeibeamten eingeleitet wurden und 
weil bis zur Entscheidung des Obersten 
Gerichtshofs sechs Jahre vergangen waren, 
entschied der Ausschuss, dass die Anwen-
dung des Rechtsbehelfs (Klage vor dem 
Obersten Gerichtshof) “amounts to an 

                                                      
45  Ebd., Nr. 6.4. 

46  Entscheidung vom 27. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1575/2007. 

47  Ebd., Nr. 6.2. 

48  Auffassung vom 17. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/ C/95/D/1432/2005. 
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unreasonably pronlonged delay within the 
meaning of article 5, paragraph 2(b), of the 
Optional Protocol”.49 Der Beschwerdefüh-
rer hatte mithin alle zur Verfügung stehen-
den Rechtsbehelfe erschöpft.  

In dem Verfahren Hill ./. Spanien50 rügte der  
Beschwerdeführer die Verletzung mehrerer 
Paktrechte. Bezüglich behaupteter Verlet-
zungen von Art. 17 Abs. 1 und 2 hatte der 
Beschwerdeführer es jedoch unterlassen, 
innerstaatlich sinngemäß eine Verletzung 
dieser Rechte geltend zu machen. Deshalb 
erklärte der Ausschuss die Beschwerde 
insoweit für unzulässig.51 Darüber hinaus 
versäumte der Beschwerdeführer es, be-
züglich der behaupteten Verletzung des 
Rechts auf Freiheit und Sicherheit der Per-
son (Art. 9 Abs. 1) sowie des Grundsatzes 
ne bis in idem (Art. 14 Abs. 7) die Frist für 
seine amparo52 einzuhalten.53 

Außerdem waren die Beschwerden Vargay 
./. Kanada54, S.A. ./. Tadschikistan55 und  Ga-
viria Lucas ./. Kolumbien56 unzulässig, weil 
der innerstaatliche Rechtsweg nicht er-
schöpft worden war. 

 

V. Einstweilige Maßnahmen 

Gemäß Regel 92 VerfO kann der Aus-
schuss, nachdem eine Beschwerde bei ihm 
eingereicht worden ist und bevor eine Ent-
scheidung ergangen ist, vorläufige Maß-
nahmen ergreifen, um den Eintritt von ir-
reparablen Schäden für den Beschwerde-
führer abzuwenden. 

                                                      
49  Ebd., Nr. 7.5. 

50  Entscheidung vom 28. Juli 2009, UN-Dok. . 
A/64/40 (Vol. II), Annex VIII, L (S. 514-521). 

51  Ebd., Nr. 6.6. 

52  Dabei handelt es sich um eine besondere Form 
der Individualverfassungsbeschwerde. 

53  Ebd., Nr. 6.7. 

54  Entscheidung vom 28. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1639/2007, Nr. 7.3. 

55  Fn. 23, Nr. 7.3. 

56  Entscheidung vom 27. Oktober 2009, UN-Dok.  
CCPR/C/97/D/1541/2007, Nr. 6.3. 

Der Ausschuss macht insbesondere in Fäl-
len, in denen der Beschwerdeführer zum 
Tode verurteilt wurde und die Urteilsvoll-
streckung droht, aber auch in Fällen dro-
hender Abschiebung von der Möglichkeit, 
einstweilige Maßnahmen zu ergreifen, Ge-
brauch. Zudem wendet der Ausschuss Re-
gel 92 in Fällen unfairer Gerichtsprozesse 
an. 

In der Beschwerde Gunaratna ./. Sri Lanka57 
forderte der Ausschuss die Vertragspartei 
dazu auf, den Beschwerdeführer und des-
sen Familie vor Übergriffen und Bedro-
hungen zu schützen. 

In den Beschwerdefällen Isaev und Karimov 
./. Usbekistan58, Dunaev ./. Tadschikistan59 
und Sattorov ./. Tadschikistan60 forderte der 
Ausschuss die Vertragsparteien auf, die  
verhängten Todesurteile vorerst nicht zu 
vollstrecken. Daraufhin wurde dem Aus-
schuss von den Vertragsparteien mitgeteilt, 
dass die Todesstrafen in Freiheitsstrafen 
umgewandelt worden seien.61 

In Idiev./. Tadschikistan62 und Tolipkhuzhaev 
./. Usbekistan63 wurden Todesurteile voll-
streckt, obwohl der Ausschuss einstweilige 
Maßnahmen ergriffen hatte. Die Vertrags-
parteien begründeten dies damit, dass die 
einstweiligen Maßnahmen die für die Aus-
setzung der Vollstreckung zuständigen 
Behörden nicht rechtzeitig erreicht hätten.64 

In der Sache Yin Fong ./. Australien65 forder-
te der Ausschuss die Vertragspartei dazu 
auf, die Abschiebung der Beschwerdefüh-

                                                      
57  Fn. 48, Nr. 1.1. 

58  Fn. 12, Nr. 1.3. 

59  Fn. 23, Nr. 1.1. 

60  Fn. 21, Nr. 1.2. 

61  Vgl. UN-Dok. A/64/40 (Vol. I), E. 1. (j), S. 103.  

62  Auffassung vom 31. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1276/2004. 

63  Auffassung vom 22. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1280/2004. 

64  Vgl. UN-Dok. A/64/40 (Vol. I), E. 1. (j), S. 103. 

65  Auffassung vom 23. Oktober 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/97/D/1442/2005. 
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rerin nach China vorerst auszusetzen. Die-
sem Gesuch entsprach die Vertragspartei.66 

 

VI. Materiellrechtliche Fragen 

Der Ausschuss äußerte sich im Jahr 2009 
im Rahmen der Individualbeschwerdever-
fahren unter anderem zu folgenden 
materiellrechtlichen Fragen: 

 

1. Recht auf einen wirksamen Rechtsbe-
helf (Art. 2 Abs. 3) 

In der Beschwerde Gunaratna ./. Sri Lanka67 
stellte der Ausschuss eine Verletzung von 
Art. 2 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 7 
(Verbot der Folter) und Art. 9 (Recht auf 
Freiheit der Person) fest, weil die Vertrags-
partei keine strafrechtlichen Ermittlungen 
eingeleitet hatte.  

 

2. Recht auf Leben (Art. 6) 

Der Ausschuss stellte eine Verletzung des 
Rechts auf Leben in dem Verfahren Idiev ./. 
Tadschikistan68 fest. Der Beschwerde lag 
folgender Sachverhalt zu Grunde: der Sohn 
der Beschwerdeführerin wurde im Jahr 
1998 von Mitgliedern einer kriminellen 
Vereinigung, der er selbst angehörte, ge-
zwungen, sich an der Begehung von ver-
schiedenen Straftaten zu beteiligen. Am 14. 
August 2001 wurde er von Kriminalbeam-
ten in Arrest genommen. Während des 
Arrests wurde Herr Idiev unter Anwen-
dung von Elektroschocks und Knüppel-
schlägen dazu gezwungen, den Mord an 
dem Sohn der Nachbarfamilie zu gestehen. 
Zudem wurde er gezwungen, dem für die 
gesundheitliche Verfassung von Festgehal-
tenen zuständigen Arzt glaubhaft zu ver-
mitteln, dass er von den Beamten nicht mit 
den genannten Mitteln zum Ablegen eines 
Geständnisses gezwungen worden sei. Da 
ihm dies gelang, wurden die Verletzungen, 
die die Anwendung der Elektroschocks 

                                                      
66  Ebd., Nr. 1.2. 

67  Fn. 48, Nr. 8.3. 

68  Fn. 62. 

und Knüppelschläge verursachten, nicht 
schriftlich vermerkt.  Am 26. August 2001 
wurde ein Haftbefehl ausgestellt. Erst am 3. 
September 2001 wurde dem Verdächtigen 
förmlich die Anklage mitgeteilt und 
Rechtsbeistand gewährt. Die Hauptver-
handlung vor einer Strafkammer des 
Obersten Gerichtshofes, in der Herr Idiev 
sein Geständnis zurücknahm und angab, 
bei der Tötung des Nachbarsohnes ledig-
lich fahrlässig gehandelt zu haben, dauerte 
vom 3. Mai 2002 bis zum 24. Februar 2003 
und endete mit der Verhängung der To-
desstrafe. Eine Verletzung des Rechts auf 
Leben sieht der Ausschuss darin begrün-
det, dass das gegen den Sohn der Be-
schwerdeführerin verhängte Todesurteil 
unter Verstoß gegen Art. 7, Art. 14 Abs. 3 
lit. d, e und g sowie Art. 6 Abs. 2 zustande 
gekommen war.69  

In Weerawansa ./. Sri Lanka70 stellte der Aus-
schuss ebenfalls eine Verletzung von Art. 6 
Abs. 1 fest. In dieser Sache wurde der Be-
schwerdeführer wegen Verschwörung zur 
Begehung eines Mordes und wegen Anstif-
tung zum Mord zum Tode durch Erhängen 
verurteilt. Die Tatsache, dass das srilanki-
sche Strafrecht für die Begehung dieser 
Straftaten zwingend die Todesstrafe vor-
sieht, verstößt nach Auffassung des Aus-
schusses gegen Art. 6 Abs. 1. Die Verhän-
gung der Todesstrafe sei deshalb willkür-
lich, weil die konkreten Tatumstände und 
die persönliche Situation des Täters nicht 
berücksichtigt werden. Dies gelte auch 
dann, wenn – wie im vorliegenden Fall – 
ein Moratorium für die Todesstrafe be-
steht.71 

In dem Fall Amirov ./. Russland72, der sich 
im Kontext des Tschetschenien-Konflikts 
abspielte, wurde die Frau des Beschwerde-
führers mit mehreren Einschusswunden 
und einer 20 bis 25 Zentimeter langen 
Wunde auf der linken Bauchseite tot aufge-
                                                      
69  Fn. 62, Nr. 9.7. 

70  Fn. 28. 

71  Fn. 28, Nr. 7.2. 

72  Auffassung vom  2. April 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1447/2006.  
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funden. Der Beschwerdeführer verdächtig-
te Angehörige der russischen Streitkräfte, 
für die Tötung seiner zum Tatzeitpunkt im 
achten Monat schwangeren Frau verant-
wortlich zu sein. Der Ausschuss begründet 
eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Art. 2 Abs. 3 unter Rückgriff 
auf die Allgemeine Bemerkung Nr. 3173 
damit, dass wirksame strafrechtliche Er-
mittlungen seitens der zuständigen russi-
schen Staatsanwaltschaft nicht durchge-
führt worden seien.74 

Der Ausschuss verneinte eine Verletzung 
von Art. 6 Abs. 1 in der Beschwerde Mora-
les Tornel ./. Spanien75. Das Recht auf Leben 
ist nach Ansicht des Ausschusses nicht 
verletzt, wenn ein zu 28 Jahren Haft Verur-
teilter, der während der Haft mit 
HIV/Aids infiziert wurde, nicht einige 
Monate vor dem mit Sicherheit krankheits-
bedingt eintretenden Tod aus der Haft ent-
lassen wird.76 

Die beabsichtigte Abschiebung der Be-
schwerdeführerin in Yin Fong ./. Australi-
en77 nach China verstößt nach Ansicht des 
Ausschusses gegen Art. 6, weil die Be-
schwerdeführerin mit hoher Wahrschein-
lichkeit („real risk“) zum Tode verurteilt 
werden würde. In diesem Fall war der  
Ehemann der Beschwerdeführerin aus 
vermeintlich politischen Gründen wegen 
Korruption zur Todesstrafe verurteilt wor-
den; der Ausschuss war nach dem Vortrag 
der Beschwerdeführerin zu der Überzeu-
gung gelangt, dass dieser nach Abschie-
bung das Gleiche widerfahren werde.78 

 

                                                      
73  General Comment Nr. 31 vom 26. Mai 2004, 

UN-Dok. CCPR/C/21/Rev.1/Add.13, Nr. 15 
und 18. 

74  Fn. 72, Nr. 11.2 bis 11.4. 

75  Auffassung vom 20. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1473/2006. 

76  Ebd., Nr. 7.2. 

77  Fn. 65. 

78  Fn. 65., Nr. 9.6 und 9.8. 

3. Verbot der Folter oder grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe (Art. 7) 

In der Spruchpraxis des Ausschusses zu 
Art. 7 haben vor allem Beschwerden, in 
denen Verdächtige unter Anwendung von 
Folter zur Ablegung von Geständnissen 
gezwungen werden, große Bedeutung er-
langt. In solchen Fällen nimmt der Aus-
schuss einen Verstoß gegen Art. 7 i.V.m. 
Art. 14 Abs. 3 lit. g an. Derartige Men-
schenrechtsverletzungen wurden im Be-
richtszeitraum in den Fällen Isaev und 
Karimov ./. Usbekistan79, Tolipkhuzhaev ./. 
Usbekistan80, Dunaev ./. Tadschikistan81, 
Sattorov ./. Tadschikistan82, Idiev ./. Tadschikis-
tan83 und  Turaeva ./. Usbekisten84 festge-
stellt. 

Einen Verstoß gegen Art. 7 nahm der Aus-
schuss überdies in dem Fall Iskiyaev ./. Us-
bekistan85 an, in dem der Beschwerdeführer 
beweisen konnte, dass er von Beamten ge-
foltert worden war.  

In dem Verfahren Kibaya ./. Demokratische 
Republik Kongo86 sah der Ausschuss eine 
Verletzung von Art. 7 i.V.m. Art. 2 Abs. 3 
lit. c darin begründet, dass die wegen der 
Vornahme von Folterhandlungen ergange-
nen Strafurteile gegenüber mehreren staat-
lichen Vollzugsbeamten nicht vollstreckt 
worden waren.87   

In dem bereits geschilderten Verfahren 
Amirov ./. Russland88 sah der Ausschuss  
eine Verletzung von Art. 7 i.V.m. Art. 2 
                                                      
79  Fn. 12, Nr.9.2. 

80  Fn. 63, Nr. 8.3. 

81  Fn. 23, Nr. 7.3. 

82  Fn. 21, Nr.8.4. 

83  Fn. 62, Nr.9.3. 

84  Auffassung vom 20. Oktober 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/97/D/1284/2004, Nr. 9.3. 

85  Auffassung vom 20. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1418/2005, Nr. 9.2.  

86  Auffassung vom 30. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1483/2006. 

87  Ebd., Nr. 6.2. 

88  Fn. 72. 
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Abs. 3 als gegeben an, weil Russland nicht 
ausreichende Aufklärungsmaßnahmen 
ergriffen hatte.89 Zudem entschied er, dass 
gegenüber dem Beschwerdeführer wegen 
dessen psychischen Qualen und Leiden 
eine Verletzung von Art. 7 unmittelbar 
gegeben sei. 

Dass eine Vertragspartei zur Vornahme 
von wirksamen strafrechtlichen Ermittlun-
gen verpflichtet ist, wenn eine Verletzung 
von Art. 7 dem Ausschuss glaubhaft ge-
macht werden konnte, bestätigte der Aus-
schuss in Turaeva ./. Usbekistan90. 

Schließlich entschied der Ausschuss in Yin 
Fong ./. Australien91, dass der Beschwerde-
führerin bei Abschiebung in den Heimat-
staat mit hoher Wahrscheinlichkeit Folter, 
grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung widerfahren würde,  
und dass dies eine Verletzung von Art. 7 
darstellen würde. 

 

4. Recht auf Freiheit und Sicherheit der 
Person; Verfahrensgarantien bei Frei-
heitsentziehung (Art. 9) 

In dem Fall Idiev ./. Tadschikistan92 erkannte 
der Ausschuss über die bereits genannten  
Paktverletzungen93 hinaus auf eine Verlet-
zung von Art. 9 Abs. 1, der die willkürliche 
Festnahme einer Person verbietet. Zudem 
war auch Art. 9 Abs. 2 verletzt, da dem 
Beschwerdeführer erst Tage nach der Fest-
nahme die gegen ihn erhobenen Beschul-
digungen bekanntgegeben worden wa-
ren.94 

Eine Verletzung von Art. 9 Abs. 1 wurde 
auch in dem Fall Gunaratna ./. Sri Lanka95 
festgestellt. Der Ausschuss geht in ständi-
ger Spruchpraxis davon aus, dass diese 

                                                      
89  Fn. 72, Nr. 11.6.  

90  Fn. 84, Nr. 9.2. 

91  Fn. 65, Nr. 9.7 und 9.8 

92  Fn. 62. 

93  Siehe VI 2. und VI 3.  

94  Fn. 62, Nr. 9.4. 

95  Fn. 48. 

Vorschrift auch dann verletzt ist, wenn eine 
Vertragspartei es versäumt hat, wirksame 
Maßnahmen gegen Bedrohungen, die ge-
genüber einem nicht festgehaltenen Be-
schwerdeführer ausgesprochen werden, zu 
ergreifen.96 

In Yklymova ./. Turkmenistan97 wurde die 
Beschwerdeführerin, die Tochter eines  
ehemaligen turkmenischen Landwirt-
schaftsministers, der 1997 in Schweden als 
Flüchtling anerkannt worden war, nach 
ihrer Rückkehr von einem  Studienaufent-
halt im Ausland von turkmenischen 
Sicherheitsbeamten vom 25. November bis 
zum 30. Dezember 2002 festgehalten, ohne 
dass ein Haftbefehl vorlag und ohne dass 
man ihr die Gründe für die Festnahme mit-
teilte. Kurz danach wurde die Beschwerde-
führerin gezwungen, ihren Personalaus-
weis und ihren Reisepass abzugeben. 
Überdies wurde im Sommer 2003 die 
Wohnung der Beschwerdeführerin be-
schlagnahmt. Frau Yklymova nahm deshalb 
Unterkunft bei der Großmutter. Gegenüber 
der Beschwerdeführerin wurde nun eine 
Meldepflicht verhängt. Zudem wurde die 
Wohnung der Großmutter fortan von be-
waffneten Beamten beschattet und fast täg-
lich von 10 bis 12 Beamten ohne Vorlage 
von Durchsuchungsbefehlen durchsucht. 
Außerdem wurde das Telefon angezapft. 
Von September 2004 an wurde Frau 
Yklymova das Verlassen der Wohnung ver-
boten. Insgesamt 14 Beamte stellten rund 
um die Uhr sicher, dass die Beschwerde-
führerin die Wohnung nicht ohne Erlaub-
nis verlassen konnte. Schweden weigerte 
sich, den Vater der Beschwerdeführerin an 
Turkmenistan auszuliefern. Erst nachdem 
der ehemalige Präsident Turkmenistans, 
dessen Kabinett der Vater der Beschwerde-
führerin angehört hatte, im Dezember 2006 
starb, gelang der Beschwerdeführerin und 
ihrer Großmutter im Juli 2007 über die 
Türkei die Flucht nach Schweden. Der 
Ausschuss stellte bezüglich der Freiheits-
entziehung vom 25. November bis zum 30. 
                                                      
96  Fn. 48, Nr. 8.4. 

97  Auffassung vom 20. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1460/2006. 
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Dezember 2002 und bezüglich des an-
schließenden und ohne Möglichkeit des 
Rechtsschutzes gegenüber der Beschwerde-
führerin verhängten Hausarrests  (Sommer 
2003 bis Juli 2007) Verletzungen von Art. 9 
Abs. 1, 2 und 4 fest.98 

In der Sache Dean ./. Neuseeland99 wurde 
der Beschwerdeführer wegen der Vornah-
me von sexuellen Handlungen an einem 
männlichen Minderjährigen im Jahre 1995 
verurteilt. Es wurde anschließende Siche-
rungsverwahrung mit erstmaliger Ausset-
zungsmöglichkeit nach zehn Jahren  ange-
ordnet. Weil die maximale Freiheitsstrafe 
für die Vornahme von sexuellen Handlun-
gen an Minderjährigen zum Zeitpunkt der 
Verurteilung des Beschwerdeführers sie-
ben Jahre betrug und weil erst im Jahre 
2005, also zehn Jahre nach seiner Verurtei-
lung, ein Antrag des Beschwerdeführers 
auf Aussetzung der Vollstreckung zur Be-
währung angenommen wurde, war für den 
Zeitraum von drei Jahren nach Auffassung 
des Ausschusses Art. 9 Abs. 4 verletzt. Die-
ser schreibt vor, dass jedem, dem seine 
Freiheit entzogen ist, das Recht zu gewähr-
leisten ist, „ein Verfahren vor einem Ge-
richt zu beantragen, damit dieses unver-
züglich über die Rechtmäßigkeit der Frei-
heitsentziehung entscheiden und seine 
Entlassung anordnen kann“.100    

Weitere Verletzungen von Art. 9 erblickte 
der Ausschuss in den Fällen Reshetnikov ./. 
Russland101, Engo ./. Kamerun102 und Mamour 
./. Zentralafrikanische Republik103 und Yin 
Fong ./. Australien104. 

 

                                                      
98  Ebd., Nr. 7.2, 7.3 und 7.4. 

99  Auffassung vom 17. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1512/2006. 

100  Ebd., Nr. 7.4. 

101  Fn. 23, Nr. 8.2. 

102  Auffassung vom 22. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1397/2005, Nr. 7.2. und 7.3. 

103  Auffassung vom 20. Juli 2009, UN-Dok. 
A/64/40 (Vol. II), Annex VII RR (S. 421-426), 
Nr. 6.2. 

104  Fn. 65, Nr. 9.3. 

5. Recht auf menschliche Behandlung 
während der Freiheitsentziehung (Art. 
10) 

Im Berichtszeitraum stellte der Ausschuss 
einige Verletzungen von Art. 10 Abs. 1 fest. 

Hervorzuheben sind die Fälle Weerawansa 
./. Sri Lanka105 (Unterbringung des Be-
schwerdeführers in einer kleinen und ver-
schmutzten Zelle für 23 ½ Stunden täglich), 
Engo ./. Kamerun106 (Verschlechterung der 
Sehfähigkeit des Beschwerdeführers infol-
ge der Verweigerung medizinischer Ver-
sorgung) und Iskiyaev ./. Usbekistan107 (star-
ke Verschmutzungen der Justizvollzugsan-
stalt und dadurch bedingt häufiges Auftre-
ten von Tuberkulose). 

 

6. Recht auf Freizügigkeit und Recht, ei-
nen Staat zu verlassen (Art. 12) 

Während Art. 12 Abs. 1 das Recht gewähr-
leistet, sich innerhalb des eigenen Staatsge-
bietes frei zu bewegen und seinen Wohn-
sitz frei zu wählen, garantiert Art. 12 Abs. 2 
das Recht, einen Staat zu verlassen. Ein-
schränkungen dieser Rechte sind nur nach 
Maßgabe von Art. 12 Abs. 3 zulässig. 

In der Beschwerde Yklymova ./. Turkmenis-
tan108 stellte der Ausschuss fest, dass die 
staatlichen Beeinträchtigungen der Freizü-
gigkeit einen Eingriff in den Schutzbereich 
von Art. 12 Abs. 1 darstellen, der nicht ge-
mäß Art. 12 Abs. 3 gerechtfertigt ist, weil 
keine Anklage gegen die Beschwerdeführe-
rin erhoben wurde.109 

In der Beschwerde Batyrov ./. Usbekistan110 
wurde der Beschwerdeführer, der aus ge-
schäftlichen Gründen von Usbekistan nach 
Turkmenistan gereist war, verhaftet und 
wegen illegalen Grenzübertritts angeklagt 

                                                      
105  Fn. 28, Nr. 7.4. 

106  Fn. 102, Nr. 7.5. 

107  Fn. 85, Nr.  9.3. 

108  Fn. 97. 

109  Fn. 97, Nr. 7.5. 

110  Auffassung vom 30. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1585/2007. 
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und verurteilt. Das usbekische Strafrecht 
verbietet das Verlassen des Staatsgebietes, 
sofern eine besondere Genehmigung dazu 
nicht vorhanden ist. Ausnahmen und 
Gründe für das Verbot enthält das Gesetz 
nicht. In diesem Vorgang sieht der Aus-
schuss eine Verletzung von Art. 12 Abs. 
2.111 

 

7. Recht auf ein faires Verfahren (Art. 14) 

Von der 95. bis zur 97. Sitzung beschäftigte 
sich der Ausschuss mit einer Reihe von 
Fällen, in denen er verschiedene Verlet-
zungen von Art. 14 feststellte. 

Der Ausschuss entschied in Vojnović ./. Kro-
atien112, dass das Recht auf ein faires Ver-
fahren gemäß Art. 14 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 
Abs. 1 verletzt ist, wenn von dem Be-
schwerdeführer benannte Zeugen von ei-
nem Gericht aus Willkür nicht zur Aussage 
zugelassen werden.113 In demselben Fall 
stellte der Ausschuss eine weitere Verlet-
zung von Art. 14 Abs. 1 iVm Art. 2 Abs. 1 
durch die Vertragspartei fest, weil die von 
dem Beschwerdeführer innerstaatlich 
durchgeführten (nicht strafrechtlichen) 
Verfahren mit insgesamt sieben Jahren un-
angemessen lange gedauert hatten.114 

Das Recht auf ein faires Verfahren gemäß 
Art. 14 Abs. 1 war auch in der Beschwerde 
Tolipkhuzhaev ./. Usbekistan115 verletzt. In 
dem Strafverfahren gegen den zu Tode 
verurteilten Sohn des Beschwerdeführers 
weigerte sich das Gericht, Beweismittel zu 
berücksichtigen, aus denen hervor geht, 
dass der Verurteilte zur Ablegung eines 
Geständnisses, Mord begangen zu haben, 
durch Anwendung von Folter gezwungen 
worden war.116 

                                                      
111  Ebd., Nr. 8.3. 

112  Auffassung vom 30. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1510/2006. 

113  Ebd., Nr. 8.3. 

114  Ebd., Nr. 8.4. 

115  Fn. 63. 

116  Fn. 63, Nr. 8.4. 

Der von Art. 14 Abs. 2 garantierte Grund-
satz in dubio pro reo wurde in dem Fall Engo 
./. Kamerun117 verletzt. In dem zugrunde 
liegenden Sachverhalt hatten staatliche 
Medien vor und während verschiedener 
Strafprozesse, die gegen den Beschwerde-
führer stattfanden, in der Öffentlichkeit ein 
Bild der Schuld des Angeklagten geschaf-
fen. In diesem Fall war zudem das Recht 
des Beschwerdeführers gemäß Art. 14 Abs. 
3 lit. a, unverzüglich und im Einzelnen 
über die Art und den Grund der gegen ihn 
erhobenen Anklage unterricht zu werden, 
verletzt, weil ihm Akteneinsicht verweigert 
und erst nach einigen Monaten die Gründe 
der Anklage mitgeteilt worden waren.118 
Außerdem erkannte der Ausschuss wegen 
der Behinderung des Kontaktes zum An-
walt und wegen der überlangen Verfah-
rensdauer auf Verletzungen von Art. 14 
Abs. 3 lit. b, c und d.119 

Der Vertragspartei zurechenbare Verlet-
zungen von Art. 14 Abs. 3 lit. a, b, d und e 
waren in der Sache Salikh ./. Usbekistan120 
gegeben. Dem angeklagten und später in 
Abwesenheit verurteilten Beschwerdefüh-
rer wurden weder die Gründe der Anklage 
mitgeteilt, noch wurde ihm Einsichtnahme 
in die Akten gewährt.121 

Beachtliche Verstöße gegen den Fair-trial-
Grundsatz (Art. 14 Abs. 3 lit. d, e und g)  
stellte der Ausschuss außerdem bei Idiev./. 
Tadschikistan122 fest.  

In der Beschwerde de León Castro ./. Spani-
en123 konnte der Ausschuss eine vom Be-
schwerdeführer behauptete Verletzung des 
Rechts auf Überprüfung der Verurteilung 
durch ein höheres Gericht gemäß Art. 14 
Abs. 5 nicht feststellen. Nach Auffassung 
                                                      
117  Fn. 102, Nr. 7.6. 

118  Fn. 102, Nr. 7.7. 

119  Fn. 102, Nr 7.8 und 7.9. 

120  Fn. 40. 

121  Fn. 40, Nr. Nr. 9.3. bis 9.5.. 

122  Fn. 62, Nr. 9.3, 9.5 und 9.6;  
Sachverhaltsschilderung  in VI. 2. 

123  Auffassung vom 19. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1388/2005. 
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des Ausschusses hatte sich das spanische 
Verfassungsgericht ausreichend mit der 
Entscheidung des Instanzgerichts, das den 
Beschwerdeführer wegen Betrugs zu drei 
Jahren Haft verurteilt hatte, – insbesondere 
in Hinblick auf die Beweiswürdigung – 
auseinandergesetzt.124   

Zu vergleichbaren Ergebnissen gelangte 
der Ausschuss in der auf der 96. Sitzung 
entschiedenen Beschwerde Piscioneri ./. 
Spanien125. 

In Martinez ./. Spanien126 und Carpintero 
Uclés ./. Spanien127 stellte der Ausschuss 
hingegen Verletzungen von Art. 14 Abs. 5 
fest. Schließlich stellte der Ausschuss in 
Osiyuk ./. Weissrussland128, Kasimov ./. Usbe-
kistan129 und Khostikoev ./. Tadschikistan130 
weitere Verletzungen von Rechten gemäß 
Art. 14 fest. 

 

8. Recht auf Schutz vor willkürlichen 
oder rechtswidrigen Eingriffen in das 
Privatleben, die Wohnung oder den 
Schriftverkehr (Art. 17) 

In der Sache Morales Tornel ./. Spanien131 
hatten die zuständigen staatlichen Stellen 
es  unter anderem unterlassen, die Familie 
des Inhaftierten und unheilbar Erkrankten 
über dessen letzte Einlieferung in ein 
Krankenhaus zu informieren. Darin sah der 
Ausschuss eine Verletzung des Rechts auf 

                                                      
124  Ebd., Nr. 9.2. 

125  Auffassung vom 22. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1366/2005, Nr. 9.2. 

126  Auffassung vom 19. Oktober 2009, UN-Dok.  
CCPR/C/97/D/1363/2005, Nr. 9.2. 

127  Auffassung vom 22. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1364/2005, Nr. 11.3. 

128  Auffassung vom 30. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1311/2004, Nr. 8.3. 

129  Auffassung vom 30. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/96/D/1378/2005, Nr. 9.5 und 9.6. 

130  Auffassung vom 22. Oktober 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/97/D/1519/2006, Nr.7.3. 

131  Fn. 75. 

Schutz vor Eingriffen in das Familienle-
ben.132 

In der Beschwerde Vojnovic ./. Kroatien133 
hatten der Beschwerdeführer und seine 
Familie, serbische Kroaten, im Jahre 1987 
eine im Eigentum der Vertragspartei ste-
hende Wohnung angemietet. Familie 
Vojnovic wurde ein lebenslanges Wohn-
recht eingeräumt. Das Mietverhältnis 
konnte einseitig von Kroatien unter ande-
rem dann gekündigt werden, wenn die 
Wohnung von den Mietern über einen 
Zeitraum von durchgehend sechs Monaten 
nicht genutzt wurde. 1991 mussten der 
Beschwerdeführer und seine Familie Kroa-
tien verlassen, weil sie von Unbekannten 
wegen ihrer serbischen Herkunft wieder-
holt bedroht worden waren. Der Sohn des 
Beschwerdeführers wurde sogar von Be-
amten körperlich misshandelt. Überdies 
wurde er ohne sachlichen Grund entlassen. 
Familie Vojnovic hielt sich dann für einen 
längeren Zeitraum in Serbien auf. Der 
Grund dafür, warum der Beschwerdefüh-
rer und seine Familie das Land verließen, 
wurde den kroatischen Behörden nicht 
mitgeteilt; der Beschwerdeführer hatte 
Kenntnis von ähnlichen Fällen und wusste, 
dass die Behörden in diesen Fällen regel-
mäßig untätig blieben. 1995 wurde das 
Mietverhältnis nach gerichtlicher Überprü-
fung für beendet erklärt, ohne dass der 
Beschwerdeführer, dem zu diesem Zeit-
punkt die für die Einreise erforderlichen 
Dokumente fehlten, Kenntnis von dem 
Stattfinden des Verfahrens hatte. Nachdem 
die Familie nach Kroatien zurückgekehrt 
war, teilte der Beschwerdeführer der Ver-
tragspartei die Gründe für das Verlassen 
des Landes mit und erreichte eine Über-
prüfung des Urteils von 1995. In den da-
rauf folgenden Verfahren wurde die Aus-
gangsentscheidung jedoch im Ergebnis 
bestätigt. Eine Individualbeschwerde vor 
dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte wurde als unzulässig ratione 
temporis abgewiesen. Nach Auffassung des 

                                                      
132  Fn. 75, Nr. 7.4. 

133  Fn. 14. 
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Ausschusses war die Beendigung des 
Mietverhältnisses, zu der es nur wegen der 
Übergriffe auf den Sohn, der Bedrohungen 
der Familie und der Verhinderung der 
Teilnahme des Beschwerdeführers an dem 
Gerichtsverfahren im Jahre 1995 kommen 
konnte, willkürlich und verletzte Art. 17 
Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1.134 

In der Sache Yklymova ./. Turkmenistan135 
erblickte der Ausschuss in der grundlosen 
Beschlagnahme der Wohnung, den sachli-
chen nicht gerechtfertigten Durchsuchun-
gen, der Beeinträchtigung des Telefonver-
kehrs und der Einziehung von persönli-
chen Dokumenten der Beschwerdeführerin 
Verletzungen des Rechts auf Schutz vor 
rechtswidrigen beziehungsweise willkürli-
chen Eingriffen in das Privatleben, das Fa-
milienleben und die Wohnung gemäß Art. 
17 Abs. 1. 

 

9. Recht auf Meinungs- und Meinungsäu-
ßerungsfreiheit (Art. 19) 

Der Ausschuss befasste sich im Fall A.K. 
und A.R. ./. Usbekistan136 mit dem Recht auf 
Meinungs- und Meinungsäußerungsfrei-
heit gemäß Art. 19. Eingriffe in die Rechte 
aus Art 19. Abs. 1 und Abs. 2 sind nur nach 
Maßgabe des Abs. 3 gerechtfertigt. Der 
genannten Beschwerde lag folgender Sach-
verhalt zu Grunde: 1999 wurden mehrere 
terroristisch motivierte Bombenanschläge 
in Usbekistan durchgeführt. Infolge dieser 
Ereignisse leiteten die zuständigen Straf-
verfolgungsbehörden Ermittlungsverfah-
ren ein und nahmen mehrere Verdächtige 
fest, gegen die Anklage erhoben wurde. Im 
Zuge der Ermittlungen wurde auch die 
Dachkammer des Bruders des Beschwerde-
führers A.K. durchsucht. Ermittler fanden 
dort verschiedene Broschüren, Zeitschrif-

                                                      
134  Fn. 14, Nr. 8.5 bis 8.7. 

135  Fn. 97, Nr. 7.6. 

136  Auffassung vom 31. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1233/2003. Vgl. zu dieser Ent-
scheidung auch Helen Keller/Maya Sigron, Radi-
kal-islamischer religiöser Extremismus im 
Spannungsfeld von Meinungsfreiheit und staat-
licher Sicherheit, in: EuGRZ 2010, S. 20-22. 

ten und Bücher mit vermeintlich radikal-
islamischen Inhalten. Die Beschwerdefüh-
rer gerieten in den Verdacht, diese Schrif-
ten als Mitglieder der in Usbekistan verbo-
tenen Organisation Hizb ut-Tahrir zu nut-
zen, um Propaganda gegen die staatliche 
Ordnung zu machen (Errichtung eines Ka-
lifats). Die Beschwerdeführer wurden an-
geklagt und auf Grundlage eines Sachver-
ständigengutachtens erstinstanzlich wegen 
des Beschaffens, Empfangens und Verbrei-
tens von Schriften radikal-islamischen In-
halts zu Haftstrafen von jeweils 16 Jahren 
verurteilt. Diese Verurteilungen wurden in 
nachfolgenden Verfahren vor höheren Ge-
richten im Ergebnis aufrechterhalten. Der 
Ausschuss prüfte die Beschwerde inhalt-
lich lediglich137 am Maßstab von Art. 19 
und gelangte zu dem Ergebnis, dass die 
Beschwerdeführer Bestrebungen verfolg-
ten, die verfassungsmäßige Ordnung ge-
waltsam zu beseitigen. Deshalb waren sei-
ner Ansicht nach die Verurteilungen im 
konkreten Fall „erforderlich“ für den 
„Schutz der nationalen Sicherheit“ i.S.v. 
Art. 19 Abs. 3.138 

Ebenfalls auf eine Verletzung von Art. 19 
beriefen sich die Beschwerdeführer in 
Mavlonov und Sa'di ./. Usbekistan139. Der 
Beschwerdeführer Mavlonov, ein usbeki-
scher Staatsangehöriger tadschikischer 
Herkunft, ist Herausgeber der Zeitung 
Oina. Diese ist die einzige in Tadschikisch 
erscheinende Zeitung in der usbekischen 
Region und gleichnamigen Stadt Samar-
kand. Die Zeitung, die sich mit Bildungs- 
und Kulturfragen beschäftigt, wird über-
wiegend an Schulen in der Region vertrie-
ben. Oina erhielt erstmals am 8. November 
1999 eine Zulassung. Zu diesem Zeitpunkt 
waren neben dem Beschwerdeführer 
Mavlonov zwei weitere Herausgeber an der 

                                                      
137  Eine Prüfung der Religionsfreiheit gemäß Art. 

18 unterblieb deshalb, weil hinsichtlich dieses 
Rechts der nationale Rechtsweg nicht erschöpft 
worden war, vgl. Helen Keller/Maya Sigron (Fn. 
136), S. 21. 

138  Fn. 136, Nr. 7.2. 

139  Auffassung vom 19. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1334/2004. 
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Oina beteiligt, einer davon eine öffentliche 
Einrichtung. Nach dem Ausscheiden von 
zwei der drei Herausgeber der Zeitung im 
Frühling 2000 musste die Oina auf Verlan-
gen der zuständigen Behörde erneut regis-
triert werden, obwohl das innerstaatliche 
Recht die Erteilung einer Zulassung bei 
Vorhandensein von nur einem Herausge-
ber vorsieht. Nachdem Herr Mavlonov ei-
nen neuen staatlichen Mitherausgeber ge-
funden hatte, wurde die Oina am 17. Au-
gust 2000 wieder zugelassen. Jedoch been-
dete die staatliche Einrichtung ihre Mitar-
beit an der Zeitung zum 23. März 2001. 
Herr Mavlonov wurde nun aufgefordert, 
die Zeitung erneut registrieren zu lassen. 
Kurze Zeit später wurde von dem Be-
schwerdeführer ein neuer Mitherausgeber, 
dieses Mal ein Privatunternehmen, gefun-
den. Ein dritter Zulassungsantrag wurde 
am 29. März 2001 gestellt. Dieser wurde am 
27. April 2001 von der Behörde abgelehnt. 
Begründet wurde dies damit, dass die Zei-
tung gegen innerstaatliche Vorschriften 
verstoßen habe, insbesondere seien darin 
Beiträge publiziert worden, die zu inter-
ethnischen Feindseligkeiten aufriefen. Zu-
dem sei in einem Beitrag Samarkand als 
„Stadt der Tadschiken“ bezeichnet worden. 
Mit dieser Äußerung werde gegen Vor-
schriften verstoßen, die dem Schutz der 
territorialen Integrität des Staates dienen. 
In der Begründung wurden die Zeitungs-
beiträge, mit denen die Ablehnung der 
Registrierung gerechtfertigt wurde, jedoch 
nicht benannt. Kurz bevor die Registrie-
rung abgelehnt wurde, war in der Oina ein 
offener Brief an den Bürgermeister von 
Samarkand erschienen, in dem kritisch 
hinterfragt wurde, warum nur unzurei-
chende Ressourcen für den tadschikischen 
Schulunterricht zur Verfügung gestellt und 
warum tadschikische Schulklassen entge-
gen dem Gleichheitsgrundsatz geschlossen 
würden. Außerdem wurde ein Interview 
mit einem tadschikischen Autor veröffent-
licht, in dem dieser Samarkand als „Perle 
der tadschikischen Kultur“ bezeichnete. 
Der Beschwerdeführer klagte gegen das 
Registrierungsprozedere und erhielt in der 
ersten Instanz Recht. Jedoch wurde diese 
Entscheidung im späteren Berufungsver-

fahren aufgehoben. Das Oberste Gericht 
erklärt später sämtliche vorangegangene 
Entscheidungen wegen fehlender Zustän-
digkeit der Gerichte für ungültig und ver-
wies den Rechtsstreit an die erste Instanz 
eines anderen Rechtsweges. Herr Mavlonov 
erschöpfte auch diesen Rechtsweg erfolg-
los. Der Beschwerdeführer Sa'di, ebenfall 
tadschikischer Usbeke, ist ein Leser der 
Oina, der sich der Beschwerde angeschlos-
sen hat. Nach Auffassung des Ausschusses 
ist in diesem Fall das Recht des Beschwer-
deführers Mavlonov, die Zeitung zu veröf-
fentlichen und zu verbreiten sowie das 
Recht von Herrn Sa'di, sich aus der Zeitung 
zu informieren, gemäß Art. 19 Abs. 2 ver-
letzt, weil der Ablauf der Registrierungs-
verfahren nicht den Anforderungen von 
Art. 19 Abs. 3 (keine gesetzlich vorgesehe-
ne Einschränkungen, kein legitimes Ziel) 
entsprachen.140 

Eine weitere Verletzung des Rechts auf 
Meinungs- und Meinungsäußerungsfrei-
heit stellte der Ausschuss bei Korneeko ./. 
Weissrussland141 fest. 

 

10. Recht auf Schutz der Familie (Art. 23) 
sowie Recht auf Schutz des Kindes 
(Art. 24) 

In der Beschwerde Asensi ./. Paraguay142 
heiratete der aus Spanien stammende Be-
schwerdeführer im August 1997 eine para-
guayische Staatsangehörige. Aus der Ehe 
gingen zwei Mädchen hervor, die 1997 und 
1999 in Paraguay geboren wurden. 1999 
zog die Familie von Paraguay nach Spani-
en, wo die Familie sich dauerhaft nieder-
lassen wollte und wo die Kinder zunächst 
zur Schule gingen. Nachdem sich die Fami-
lie etwa neun Monate lang in Spanien auf-
gehalten hatte,  verließ die Frau – während 
sich der Beschwerdeführer auf einer Ge-
schäftsreise befand – gemeinsam mit den 

                                                      
140  Ebd., Nr. 8.3 bis 8.4. 

141  Auffassung vom 20. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1553/2007, Nr. 8.3. 

142  Auffassung vom 27. März 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1407/2005. 
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beiden Töchtern und ihrem vorehelichen 
Sohn das Land und kehrte mit den Kindern 
gegen den Willen des Beschwerdeführers 
nach Paraguay zurück. Seitdem leben die 
Kinder bei der Frau, die nach Auffassung 
des Beschwerdeführers die Kinder erheb-
lich vernachlässigt.  

Das begründete der Beschwerdeführer un-
ter anderem mit den unsicheren Lebensbe-
dingungen in der Wohngegend und damit, 
dass die Frau im Verdacht steht, der häus-
lichen Prostitution nachzugehen. Der Be-
schwerdeführer wurde bei dem Versuch, 
Kontakt zu seinen Kindern herzustellen, 
von der Frau körperlich verletzt und sein 
Leben wurde bedroht. Gerichtlich in Para-
guay festgestellte Rechte zum Umgang des 
Vaters mit seinen leiblichen Töchtern wur-
den von der Mutter ignoriert. Eine Sorge-
rechtsentscheidung der paraguayischen 
Gerichte zugunsten des Beschwerdeführers 
erging überhaupt nicht.  Einer Klage des 
Beschwerdeführers dahingehend, die Töch-
ter zurück nach Spanien mitnehmen zu 
dürfen, wurde in erster Instanz zwar statt-
gegeben. In den weiteren Verfahren wurde 
diese Entscheidung jedoch von höheren 
paraguayischen Gerichten, einschließlich 
des Verfassungsgerichts, verworfen, weil 
für die Kinder bei Rückkehr nach Spanien 
ein „psychologisches Risiko“ bestünde und 
weil eine Rückkehr nicht im „Interesse des 
Kindeswohls“ sei. In Spanien erwirkte der 
Beschwerdeführer derweil die Scheidung 
von seiner Frau. Zudem wurde ihm in 
Spanien das Sorgerecht für die Töchter 
zugesprochen.  

In dem Umstand, dass die paraguayischen 
Gerichte keine ausreichenden Schritte zum 
Schutz der Kinder unternommen haben, 
insbesondere darin, dass sie das Bestehen 
eines „psychologisches Risikos“ für die 
Mädchen bei Rückkehr nach Spanien nicht 
hinreichend dargelegt hatten, sieht der 
Ausschuss Verletzungen der Rechte des 
Vaters und der Töchter aus Art. 23 Abs. 1 
und eine Verletzung der Rechte der Töch-
ter aus Art. 24 Abs. 1 begründet.143 

                                                      
143  Ebd., Nr. 7.2-7.5. 

11. Recht auf Freiheit der Wahl (Art.25) 

In der Beschwerde Lukyanchik ./. Weißruss-
land144 musste sich der Ausschuss mit der 
Frage beschäftigen, wann ein Verstoß ge-
gen das passive Wahlrecht, also das Recht, 
sich bei einer Wahl als Kandidat aufstellen 
zu lassen und gewählt zu werden, vorliegt. 
Herr Lukyanchik, ein ehemaliger Staatsan-
walt und langjähriger Kritiker des amtie-
renden weißrussischen Präsidenten, wollte 
als Kandidat für die Wahl zum Repräsen-
tantenhaus in das Wahlregister aufge-
nommen werden. Zu diesem Zweck grün-
dete er eine „Initiativgruppe“. Zunächst 
unterstützen alle 64 Mitglieder dieser 
Gruppe seine Aufstellung, obwohl nach 
innerstaatlichem Recht lediglich die Unter-
schriften von zehn Personen erforderlich 
gewesen wären. Die zuständige Wahl-
kommission lehnte eine Aufnahme des 
Beschwerdeführers in das Wahlregister ab. 
Begründet wurde diese Entscheidung da-
mit, dass zwei der 64 Mitglieder der „Ini-
tiativgruppe“ die Kandidatur des Be-
schwerdeführers nicht freiwillig unter-
stützt hätten und dass deshalb der Antrag 
insgesamt abgelehnt werden müsse.  

Der Beschwerdeführer gab in dem Verfah-
ren vor dem Ausschuss an, dass die beiden 
Mitglieder der Initiative ihre Unterstüt-
zung erst versagt hätten, nachdem sie von 
dem Vorsitzenden der Wahlkommission 
unter Druck gesetzt worden seien. Die 
Mehrheit des Ausschusses sieht eine Ver-
letzung von Art. 25 lit. b i.V.m. Art. 2 darin 
begründet, dass die Aufnahme in das 
Wahlregister nicht vorgenommen wurde, 
obwohl das innerstaatliche Recht lediglich 
die Unterstützung von zehn Personen als 
Voraussetzung dafür statuiert.145 In einer 
abweichenden Meinung stimmt das Aus-
schussmitglied Ruth Wedgwood zwar mit 
dem gefundenen Ergebnis überein. Anders 
als die Ausschussmehrheit sieht sie die 
Verletzung von Art. 25 lit. b jedoch schon 
darin begründet, dass der Vorsitzende der 

                                                      
144  Auffassung vom 21. Oktober 2009, UN-Dok. 

CCPR/C/97/D/1392/2005. 

145  Ebd., Nr. 8.4-8.5. 
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Wahlkommission entgegen seiner Ver-
pflichtung zur Neutralität Einfluss auf das 
Verhalten der beiden Abweichler genom-
men hat.146 

 

12. Diskriminierungsverbot (Art. 26) 

Bei Williams Lecraft ./. Spanien147 stellte der 
Ausschuss eine Verletzung von Art. 26  
i.V.m. Art. 2 Abs. 3 fest, weil die Be-
schwerdeführerin, eine spanische Staatsan-
gehörige mit dunkler Hautfarbe, nur we-
gen ihrer Hautfarbe einer Identitätskontrol-
le zur Feststellung der Rechtmäßigkeit des 
Aufenthalts unterzogen worden war. Zwar 
ist nach Auffassung des Ausschusses die 
Durchführung von Identitätskontrollen zur 
Feststellung, ob sich Personen legal in einer 
Vertragspartei aufhalten, ein legitimer 
Zweck. Das Abstellen allein auf das Krite-
rium der Hautfarbe begründet jedoch einen 
Verstoß gegen das Verbot der Diskriminie-
rung aus rassistischen Gründen.148 

In Weiterführung seiner Spruchpraxis aus 
den vergangenen Jahren149 stellte der Aus-
schuss in einigen gegen Tschechien gerich-
teten Beschwerden150 Verletzungen von 
Art. 26 fest. In diesen Fällen wurden die 
Beschwerdeführer, die zumeist vor dem 
kommunistischen Regime geflüchtet wa-
ren, enteignet. Wegen des Erwerbs einer 
neuen Staatsangehörigkeit ist die Rück-
übereignung des Eigentums beziehungs-
weise die Zahlung von Entschädigung für 
den Eigentumsverlust nach tschechischem 
Recht ausgeschlossen. Dieses Vorgehen 
verstößt nach Ansicht des Ausschusses 
gegen das Diskriminierungsverbot. 

                                                      
146  Abweichende Meinung des Ausschussmitglieds 

Ruth Wedgwood, CCPR/C/97/D/1392/2005, 
Appendix. 

147  Auffassung vom 27. Juli 2009, UN-Dok. 
CCPR/C/95/D/1570/2007. 

148  Ebd., Nr. 7.2-7. 8. 

149  Vgl. Anne Foith (Fn. 2), S. 232. 

150  Amundson ./. Tschechien, Auffassung vom 17. 
März 2009, UN-Dok. CCPR/C/95/D/1508/ 
2006; Slezak ./. Tschechien, Auffassung vom 20. 
Juli 2009, UN-Dok. CCPR/C/96/D/1574/2007 
und Persan ./. Tschechien (Fn. 29). 

In dem Fall Vassilari et al. ./. Griechenland 
konnte der Ausschuss eine von den Be-
schwerdeführern behauptete Verletzung 
von Art. 26 auf Grund sich widersprechen-
der Aussagen von Beschwerdeführern und 
Vertragspartei nicht feststellen.151 

 

13. Recht auf Schutz ethnischer, religiöser 
und sprachlicher Minderheiten (Art. 27) 

In Poma ./. Peru152 betrieb die Beschwerde-
führerin, eine Angehörige der indigenen 
Bevölkerungsgruppe der Aymara, eine 
Farm auf dem Altiplano, einer Hochebene 
im Südosten Perus. Auf der zur Farm ge-
hörenden, mehrere hundert Hektar großen 
Bodenfläche wurden bestimmte Tierarten 
gezüchtet. Die wirtschaftliche Verwertung 
des Viehbestandes bildete schon seit Jahr-
hunderten die Lebensgrundlage für die in 
dem Gebiet ansässigen Aymara. Das Gebiet 
wurde mit Wasser aus Bodenquellen be-
wirtschaftet. Im Rahmen eines Projektes, 
durch das die Wasserversorgung der Stadt 
Tacna sichergestellt werden sollte, wurden 
in den 1990er Jahren mit Billigung der zu-
ständigen staatlichen Stellen von einem 
Privatunternehmen mehrere Bohrungen 
vorgenommen und Brunnen errichtet, aus 
denen das Wasser für die Stadt entnom-
men wurde. Dies hatte zur Folge, dass den 
Aymara nicht mehr genügend Wasser zur 
Selbstversorgung und zur Bewirtschaftung 
ihres Landes und ihres Viehs zur Verfü-
gung stand. Ein Großteil des Viehbestan-
des starb. Infolge von Demonstrationen 
wurden einige der Brunnen verschlossen. 
2002 wurde jedoch aus einem der Brunnen, 
dessen Bohrungen an einer für die Wasser-
versorgung des Gebietes der Aymara sehr 
wichtigen Stelle vorgenommen wurden, 
wieder Wasser entnommen. Daraufhin 
stellten die Aymara wegen der Begehung 
von Umweltdelikten Strafantrag gegen den 
Geschäftsführer des Privatunternehmens. 
Die zuständige Staatsanwaltschaft leitete in 
den Jahren 2004 und 2005 entsprechende 

                                                      
151  Auffassung vom 19. März 2009, UN-Dok. 

CCPR/C/95/D/1570/2007, Nr. 7.2. 

152  Fn. 37. 



MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 1/2010 

 

150 

 

Ermittlungen ein, die jedoch auf Grund 
richterlicher Entscheidungen nicht zur 
Durchführung eines Hauptverfahrens führ-
ten.  

Unter Rückgriff auf die Allgemeine Bemer-
kung Nr. 23153 stellt der Ausschuss zu-
nächst fest, dass es sich bei den Aymara um 
eine ethnische Minderheit i.S.v. Art. 27 
handelt, der die Beschwerdeführerin ange-
hört. Außerdem sei das Züchten von be-
stimmten Tierarten Bestandteil der Aymara-
Kultur. Dann führt der Ausschuss aus, dass 
jede Vertragspartei grundsätzlich das 
Recht habe, die erforderlichen Schritte zu 
ergreifen, um ihre ökonomische Entwick-
lung zu fördern. Jedoch stehe dieses Recht 
unter dem Vorbehalt von Art. 27. Nach 
Ansicht des Ausschusses ist maßgeblich, 
dass die Vertragspartei, bevor sie Maß-
nahmen ergreift, die negative Auswirkun-
gen auf das kulturelle Leben einer Minder-
heit haben können, die Minderheit in den 
Vorgang der Entscheidungsfindung mit 
einbezieht und dass sie die Auswirkungen 
einer Maßnahme auf das Leben und die 
Kultur der Minderheit angemessen berück-
sichtigt.  

Vorliegend wurden weder die Beschwerde-
führerin noch die Gemeinschaft der Aymara 
an der Entscheidung, ob, wo und wie viele 
Brunnen errichtet werden sollen, beteiligt. 
Zudem hatte die Vertragspartei keine un-
abhängige Stelle mit einer Untersuchung 
beauftragt, die Aufschluss darüber gibt, 
welche Auswirkungen die Wasserumver-
teilung auf das Leben der Beschwerdefüh-
rerin und ihre Gemeinschaft hat. Aus die-
sen Gründen ist das Recht der Beschwerde-
führerin und der Aymara aus Art. 27 ver-
letzt. Überdies ist das Recht der Beschwer-
deführerin gemäß Art. 27 i.V.m. Art. 2 Abs. 
3 lit. a verletzt, weil die Strafrichter eine 
Hauptverhandlung gegen den Vorstand 
des Unternehmens nicht eröffnet haben.154 

 

                                                      
153  General Comment Nr. 23 – The Rights of Mi-

norities, UN-Dok. CCPR/C/21/Rev.1/Add.5 
vom 8. April 1994. 

154  Fn. 37, Nr. 7.7. 
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